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Amts ⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro, 50. 


Marienwerder, den 9. Dezember 1896. 


1896. 


Die Nummer 30 der Geſetz⸗Sammlung enthält 


nter 

Nr. 9861 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Uslar, vom 28. 
November 1896. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gutspächters und Gutsvorſteher⸗Stellvertreters Heinrich 
Lierow in Orkuſch zum Stellvertreter des Standes: 
beamten für den Standesamtsbezirk Orkuſch, Kreiſes 
Roſenberg W./Pr., an Stelle des verſtorbenen Guts⸗ 
pächters Hartwich in Orkuſch zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 30. November 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gemeinde⸗Vorſtehers und Gutspächters Hagedorn in 
Kiewo zum zweiten Stellvertreter des Standesbeamten 
für den Standesamtsbezirk Königlich Kiewo, Kreiſes 
Culm, an Stelle des aus dem Bezirke verzogenen 
Rittergutsbeſitzers Reykowski aus Koßawizna zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß. 
Danzig, den 30. November 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 


1) 


2) 


3) 


zum zweiten Stellvertreter des Standesbeamten für 
den Standesamtsbezirk Oberförſterei Gollub, Kreiſes 
Brieſen Wpr., an Stelle des aus dem Bezirke ver⸗ 
zogenen Hülfsjägers Wegner zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 2. Dezember 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 

6) Die Wiederwahl des Bürgermeiſters Anton 
Dobrowolski zu Gorzno auf eine weitere Wahl⸗ 
periode iſt von mir beſtätigt. 

Marienwerder, den 30. November 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

7) Dem landwirthſchaftlichen Vereine zu Frank⸗ 
furt a./M. hat der Herr Miniſter des Innern die 
Erlaubniß ertheilt, bei Gelegenheit der im Mai und 
September nächſten Jahres dort abzuhaltenden beiden 
Pferdemärkte je eine öffentliche Verlooſung von Wagen, 
Pferden, Pferdegeſchirren pp. zu veranſtalten und die 
für jede der beiden Lotterien in Ausſicht genommenen 
120000 Looſe zu je 1 Mark in der ganzen Monarchie 
zu vertreiben. 

Marienwerder, den 2. Dezember 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Urkunde, 
betreffend die Verlegung des Kirch- und Pfarrortes 
der evangeliſchen Kirchengemeinde Goral, Diözefe Stras⸗ 
burg, von Goral nach Klein Konojad. 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten und 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des des Evangeliſchen Ober Kirchenraths wird nach An⸗ 


Lehrers Wieſe zu Sypniewo zum Standesbeamten fürſhörung der Betheiligten beſtimmt, daß der Kirch- und 
den Standesamtsbezirk Sypniewo, Kreiſes Flatow, an Pfarrort der durch die Urkunde vom 4. Oktober / 14. 
Stelle des aus dem Bezirke verzogenen Lehrers Girod November 1891 (Kirchliches Amtsblatt Nr. 376, Re⸗ 


in Sypniewo zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 30. November 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Beſitzers und Gemeinde⸗Vorſtehers Glaſer zu Zempel⸗ 
kowo zum Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 
Soßnow, Kreiſes Flatow, an Stelle des Gutsbeſitzers 
Bromundt zu Kl. Wöllwitz, zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 2. Dezember 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekauntmachung. 


4) 


5) 


gierungs⸗Amtsblatt 1891 Nr. 47) errichteten evan⸗ 
geliſchen Kirchengemeinde Goral, Diözeſe Strasburg, 
von Goral nach Klein Konojad verlegt wird. 
Danzig, den 21. November 1896. 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 
Meyer. 
Marienwerder, den 1. Dezember 1896. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Schweder. 
Bekanntmachung. 
Vom 20. Dezember d. Is. wird die auf ber 


9) 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Strecke Allenſtein⸗Güldenboden zwiſchen den Stationen 
Hülfsjägers Emil Volkmann zu Oberförſterei Gollub Groß Gemmern und Horn gelegene Guüterladeſtelle 
Ausgegeben in Marienwerder am 10. Dezember 1896. 
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Ziegenberg, welche bisher nur dem Wagenladungs⸗ Zug 708 un 4 Uhr 23 Min. Nachm., 
Güter⸗Verkehr diente, für den unbeſchränkten Perſonen⸗ eee Abends. 
Gepäck⸗ und Stuͤckgut⸗Verkehr eröffnet. Näheres iſt bei den Stations Vorſtänden zu 


Hinſichtlich des Perſonen⸗ und Gepäckverkehrs erfahren. 
wird nach Maßgabe des Verkehrs⸗Bedürfniſſes vorerſt er eh 
direkter Verkehr zwiſchen Ziegenberg einerfeits und den n ae 110 e 1896. 
Stationen Berlin, Bromberg, Danzig, Graudenz ſowie leich 1 x Ve 0 ck 
den Stationen der Strecken Alleuſtein⸗Soldau, Oſte. Zugleich im Namen der betheiligten oniglichen 


rode i. / Oſtpr.⸗Elbing, Allenſtein⸗Güldenboden, Allenſtein⸗ Eiſenbahn Direktionen. 
Königsberg ./ Pr., Mehlſack Braunsberg, Maldeuten⸗ 10) Bekanntmachung. 
Marienburg, Allenſtein⸗Lyck, Mohrungen⸗Wormditt, Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 


Inſterburg⸗Oſterode i./Oſtpr.⸗Thorn Hauptbahnhof und näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
Vönigeberg i Pr.⸗Güldenboden⸗Dirſchau andererſeits Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
eintreten, die Hinbeforderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 

Die Kilometer für den Verkehr von und nach rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 
Ziegenberg ſind im Nachtrage 4 zum Güter Tarif und den Ausfteller aber innerhalb der angegebenen 


Gruppe I vom 1. Oktober 1896 enthalten. Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur⸗ 

Die Abfahrt der Züge von Ziegenberg findet ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 

wie folgt ſtatt: ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 

Richtung nach Allenſtein. der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 

Zug 709 um 11 Uhr 21 Min. Nachts, die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
Wes Vorm., geblieben ſind. 

ne , Eee Nie > Nachm., In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 

uf „ee eee Morgens. kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 

Richtung nach Maldeuten. drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf⸗ 


Zug 704 um 5 Uhr 06 Min. Morgens. gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
706 36 „ Vorm., beſtehen. 


L 6 27 


5 Bi: Zur Ausfer⸗ 
| Die a eeraligun tigung der | Die Rückbe⸗ 
Art der Austellung. Drt. Beit. 8 Beſcheini⸗ förderung 
auf den gung ſind muß erfolgen 
| | für Strecken der ermächtigt: 
— — — — nn 
1. Ausſtellung von Groß⸗ Bromberg [vom 12. bie Thiere und Preuß. Staats-“ Aus⸗ 4 Wochen nach 
geflügel, Tauben, Sing⸗ 14. Dezbr.] Gegenſtände bahnen ſtellungs⸗ | Schluß der 
und Ziervögeln d. Is. Kommiiſſion. Ausſtellung 
2. Geflügel⸗Ausſtellung Frankfurt pom 26. Fe⸗ desgl. | desgl. desgl. desgl. 
a. / M. bruar bis 
1. März 
1897 
Danzig, den 30. November 1896. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
11 Bekanntmachung. Bei der Führung und Verſteuerung der Ver⸗ 


Nach Tarifſtelle 48 des Stempelſteuer⸗Geſetzes zeichniſſe ſind folgende Beſtimmungen genau zu be: 
vom 31. Juli 1895 unterliegen Pacht⸗ und Afterpacht⸗ achten: 
verträge, Mieth⸗ und Aftermiethverträge, ſowie an⸗ 1 
tichretiſche wee d über ane ene 9015 1105 
der verabredete nach der 4 auer eines Jahres zu be. „0; 2 owie antichretiſche Vertrage, welche 
rechnende Pachtzins (Miethzins, antichretiſche Nutzung) Ae e e ahr 5 8 0 geweſen 
mehr als 300 Mark beträgt, 10 vom Hundert des ſind auf Grund 
Pachtzinſes (Miethzinſes, der antichretiſchen Nutzung). eines förmlichen ſchriſtlichen Vertrages, 

Der Stempel iſt nicht mehr, wie früher zu den eines durch Briefwechſel zu Stande gekommenen 
Verträgen ſelbſt zu verwenden; der Verpächter und Vertrages 
Afterverpächter (Permiether, Aftervermiether, Se einer in einem Vertrage der vorbezeichneten 
pfänder) hat vielmehr die Verträge einzeln in ein Art enthaltenen Beſtimmung: 

Verzeichniß einzutragen, das von allen Hauptzoll⸗ und a 
Hauptſteuer⸗Aemtern, Zoll⸗ und Steuerämtern und daß das Pacht-, Afterpacht⸗, Mieth⸗ u. |. w. Ver⸗ 
Stempelvertheilern unentgeltlich bezogen werden kann. hältniß unter gewiſſen Vorausſetzungen (4. B. im 


Der Eintragung in das Verzeichniß unter⸗ 
liegen alle Pacht⸗ und Afterpachtverträge, Mieth⸗ und 


— , 2 ˙ an 
—— —— ͤ ́•684 
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Falle einer innerhalb einer beſtimmten Friſt nicht 

erfolgten Kündigung) als verlängert gelten ſoll, 
ſofern der Zins (bezw. Nutzung,) wenn er nach der 
Dauer eines Jahres berechnet wird, mehr als 300 Mk 
beträgt. Trifft letztere Vorausſetzung zu, ſo ſind die 
Verträge auch alsdann ſteuerpflichtig, wenn der auf 
die Geltungsdauer des Vertrages während des be: 
treffenden Kalenderjahres entfallende Zins- oder Nutzungs⸗ 
betrag 150 Mark oder weniger (vergl. §8 Aa des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895) beträgt, ſo 
daß z. B. ein während der Dauer eines halben Monats 
in Geltung geweſener Miethsvertrag, in dem der 
monatliche Miethszins auf 30 Mark verabredet iſt, 
der Eintragung in das Verzeichniß und der Verſteue⸗ 
rung (mit 0,50 Mark) bedarf, während andererſeits 
ein 10 Monate in Geltung geweſener Miethsvertrag, 
in dem der monatliche Miethszins auf 25 Mark feſt⸗ 
geſetzt iſt, ſteuerfrei bleibt. 

Derjenige Zeitraum, hinſichtlich deſſen eine 
Verſteuerung der Pacht-, Mieth⸗ u. ſ. w. Verträge, 
welche vor dem 1. April 1896 geſchloſſen worden ſind, 
bereits ſtattgefunden hat, bleibt für die Eintragung 
in das Verzeichniß außer Betracht. 

3. Wenn Verträge der unter Ziffer 1 bezeichneten 
Art vor Ablauf der vertragsmäßig feſtgeſetzten Zeit 
ihr Ende erreichen, ſo iſt der Stempel nur für die 
Zeit bis zur Beendigung der Verträge zu entrichten, 
ſo daß beiſpielsweiſe ein für die Zeit vom 1. Januar 
bis Ende Dezember 1897 zu einem Jahresmiethszinfe 
von 6000 Mark geſchloſſener Miethvertrag, welcher 
aber nur bis zum 1. Juli 1897 beſtanden hat, nur 
in Höhe von 3000 Mark (alſo mit 3 Mark) zu ver: 
ſteuern iſt. 

4. Die Entrichtung des geſetzlichen Stempels 
iſt nicht auf das betreffende Kalenderjahr beſchränkt, 
ſondern es iſt nach dem Belieben des Steuerpflichtigen 
eine Vorausverſteuerung auf mehrere Jahre zuläſſig. 


5. Die Stempelabgabe beträgt / vom Hundert 
des Pachtzinſes (Miethzinſes, der antichretiſchen Nutzung) 
und der Mindeſtbetrag derſelben 50 Pf. 

Die Stempelabgabe ſteigt in Abſtufungen von 
je 50 Pf., wobei überſchießende Steuerbeträge auf je 
50 Pf. abgerundet werden, ſo daß alſo 


bei einem Zinſe bezw. einer Nutzung bis zu 
500 Mk. der Stempel beträgt 0,50 Mk. 

bei einem Zinſe bezw. einer Nutzung von mehr 
als 500 bis 1000 Mk. der Stempel beträgt 
1,00 Mk., 

bei einem Zinſe bezw. einer Nutzung von mehr 
als 1000 bis 1500 Mk. der Stempel be⸗ 
trägt 1,50 Mk. 


EEE 
Die Nebenausfertigungen (Nebenexemplare) unter: 

liegen einem beſonderen Stempel nicht. 
6 Die Aufftellung und Verſteuerung der Ver⸗ 
zeichniſſe durch Beauftragte oder Vertreter iſt zuläſſig, 
doch bleiben die eigentlich Verpflichteten für die ge⸗ 


ſetzlichen Stempelabgaben ſowie für die verwirkten 
Strafen perſönlich verhaftet. 

7. Alle von einem Verpächter, Vermiether u.ſ.w. 
für ein Kalenderjahr oder im Voraus zu verſteuernden 
Verträge find in ein Verzeichniß einzutragen, auch 
wenn die Verträge ſich auf mehrere Grundſtücke be⸗ 
ziehen, ſofern nur dieſe Grundſtücke zu demſelben Haupt⸗ 
amtsbezirk gehören. Sind die mehreren Grundſtücke 
in verſchiedenen Hauptamtsbezirken gelegen, ſo iſt für 
jeden Bezirk ein beſonderes Verzeichniß zu führen. 
Werden in einem Verzeichniß die Verträge über mehrere 
Grundſtücke nachgewieſen, ſo ſind die mehreren Ver⸗ 
träge, die ein und daſſelbe Grundſtück betreffen, zu⸗ 
ſammenhängend je in beſonderen Abſchnitten einzutragen. 
Die einzelnen Grundſtücke ſind in der Ueberſicht des 
Näheren zu bezeichnen. Es ſteht den Steuerpflichtigen 
frei, für jedes Kalenderjahr ein beſonderes Verzeichniß 
zu führen oder die Verſteuerungen für die einzelnen 
auf einander folgenden Kalenderjahre in demſelben 
Verzeichniß zu bewirken. 

8. Das Verzeichniß iſt von dem Verpächter, 
Vermiether u. ſ. w. oder ſeinem Beauftragten mit 
folgender Beſcheinigung zu verſehen: 

Daß andere unter die Tarifſtelle Nr. 48 

Buchſtabe a des Stempelſteuergeſetzes vom 31. 

Juli 1895 fallende Verträge, als die vorſtehend 

eingetragenen, in dieſes Verzeichniß nicht auf- 

zunehmen waren, verſichere ich 
den .. ten 9 

(Name des Verpachters, Vermiethers u. ſ. w. 
oder ſeines Beauftragten). 

9. Die Verſteuerung des Verzeichniſſes muß bis 
zum Ablauf des Januar der auf das Kalenderjahr 
folgt, für welches die Verſteuerung geſchehen ſoll, be— 
wirkt werden und zwar bei demjenigen Hauptamt oder 
Steueramt bezw. Nebenzollamt, in deſſen Geſchäfts⸗ 
bezirk die betreffenden Grundſtücke belegen ſind, oder 
bei einem benachbarten Stempelvertheiler. Gehören 
die Grundſtücke zu den Geſchäftsbezirken verſchiedener 
Unterämter, ſo hat der Steuerpflichtige die Wahl, 
welchem dieſer Aemter er das Verzeichniß vorlegen 
will (vergl. Ziffer 7). 

10. Die Stempelpflicht wird dadurch erfüllt, 


n eee ene beer fanene ne 


daß der zur Führung des Verzeichniſſes Verpflichtete 


oder deſſen Beauftragter einer der in der Ziffer 9 be⸗ 
zeichneten Steuerſtellen das Verzeichniß ausgefüllt und 
mit der in der Ziffer 8 angegebenen Verſicherung ver⸗ 
ſehen unter Zahlung des Stempelbetrages entweder 
einreicht oder durch die Poſt mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes einſendet oder daß er die in dem Verzeichniß 
zu machenden Angaben vor der Steuerbehörde unter 
Entrichtung des Stempelbetrages zu Protokoll erklärt. 

11. Die zur Führung der Verzeichniſſe Ver⸗ 
pflichteten haben die Verzeichniſſe fünf Jahre lang 
aufzubewahren. Auf Verlangen erfolgt die Aufbe⸗ 
wahrung durch die Steuerbehörde. 

12. Alle Verpächter, Vermiether u. ſ. w. ſind 
verbunden, die von ihnen zu führenden Verzeichniſſe 


den Vorſtänden der Stempelſteuerämter auf Verlangen 
einzureichen, oder wenn ſie Verzeichniſſe nicht eingereicht 
haben, auf Aufforderung der Steuerbehörde anzuzeigen, 
daß von ihnen während des vorangegangenen Kalender⸗ 
jahres Verträge der erwähnten Art, deren Eintragung 
in das Verzeichniß geſetzlich erforderlich iſt, nicht er⸗ 
richtet worden ſind. 

13. Wer den Vorſchriften bezüglich der Ver⸗ 
pflichtung zur Entrichtung der Stempelſteuer für Pacht-, 
Mieth- u. ſ. w. Verträge zuwider handelt, hat eine 
Geldſtrafe verwirkt, welche dem zehnfachen Betrage 
des hinterzogenen Stempels gleichkommt, mindeſtens 
aber 30 Mark beträgt. Ergiebt ſich aus den Um⸗ 
ſtänden, daß eine Steuerhinterziehung nicht hat verübt 
werden können oder nicht beabſichtigt worden iſt, ſo 
tritt eine Ordnungsſtrafe bis zu 300 Mark ein. Eine 
Strafe bis zu einem gleichen Betrage iſt verwirkt, 
wenn den Vorſchriften bezüglich der Aufbewahrung der 
Verzeichniſſe zuwider gehandelt wird oder die unter 
Ziffer 12 erwähnten Aufforderungen unbeachtet bleiben. 

14. Durch die Verſteuerung der Pacht-, Mieth ꝛc. 
Verzeichniſſe gelten die Verträge nur inſoweit als ver⸗ 
ſteuert, als in ihnen die Pacht-, Mieth: ꝛc. Abkommen 
beurkundet ſind, nicht aber auch hinſichtlich anderer, in 
ihnen etwa noch enthaltener, beſonders ſtempelpflichtiger 
Rechtsgeſchäfte. Insbeſondere gelten nicht als mit- 
verſteuert die von den Pacht-, Mieth⸗ ꝛc. Abkommen 
unabhängigen Nebenverträge, alſo beiſpielsweiſe die 
Verabredung, daß die Entſcheidung entſtehender Streitig⸗ 
keiten einem Schiedsgericht oder einem an ſich zu⸗ 
ſtändigen Gericht übertragen werden ſolle. Derartige 
Nebenabreden find nach $ 14 und der Tarifſtelle 71 
Ziffer 2 Abſatz 1 des Geſetzes beſonders zu verſteuern. 
Strasburg W./ Pr., den 1. Dezember 1896. 

Königliches Hauptzollamt. 

Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund des 8 5 ff. des Geſetzes vom 11. 
März 1850 über die Polizeiverwaltung mit § 143 
des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine 
Landes- Verwaltung wird mit Zuſtimmung des Ma⸗ 
giſtrats für den Bezirk der Stadt Dt. Krone verordnet, 
was folgt: 

§ 1. In Zukunft werden ſignaliſirt: 

1. Brände in der engeren Stadt durch das Tuten 

der Nachtwächter und das Läuten der Glocken. 
Brände auf den Abbauen der Stadt durch das 

Tuten der Nachtwächter und das Nebelhorn. 

3. Brände in benachbarten Ortſchaften durch die 

Trompeter der Feuerwehr. 

§ 2. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Publi⸗ 
kation ſofort in Kraft und der erſte Abſatz des 8 29 
der Feuerpolizeiordnung vom 22. Februar 1886 tritt 
außer Kraft. 

Dt. Krone, den 16. November 1896. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und des 


12) 


13) 
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§ 123 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗Ver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 wird hierdurch unter Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats hierſelbſt für den Polizei⸗ 
Bezirk der Stadt Culmſee Folgendes verordnet: 

§ 1. Ein jedes bewohnte Gebäude iſt in feinen, 
für die gemeinſchaftliche Benutzung beſtimmten Räumen 
d. h. den Eingängen, Fluren, Treppen, Korridors uſw. 
vom Eintritt der abendlichen Dunkelheit bis zur 
Schließung der Eingangsthüren, jedenfalls aber bis 
um 10 Uhr Abends ausreichend zu beleuchten. Die 
Beleuchtung muß ſich bis in das oberſte bewohnte 
Stockwerk, und wenn zu dem Grundſtück bewohnte 
Hofgebäude gehören, auch auf den Zugang zu ben: 
ſelben erſtrecken. 

8 2. In den Fabriken und öffentlichen Anſtalten, 
den Vergnügungs⸗, Vereins- und ſonſtigen Verſamm⸗ 
lungs⸗Häuſern müſſen vom Eintritt der Dunkelheit ab 
und ſo lange, als Perſonen ſich daſelbſt aufhalten, 
welche nicht zum Hausperſonale gehören, die Eingänge, 
Flure, Treppen und Korridore, ſowie die Bedürfniß⸗ 
anſtalten (Abtritte und Piſſoirs) in gleicher Weiſe aus⸗ 
reichend beleuchtet werden. 

§ 3. Zur Beleuchtung find die Eigenthümer 
der bewohnten Gebäude, der Fabriken, öffentlichen An⸗ 
ftalten, Vergnügungs⸗, Vereins⸗ und ſonſtigen Ver: 
ſammlungs-Häuſer verpflichtet. Eigenthümer, welche 
nicht in Culmſee ihren Wohnſitz haben, können mit 
Genehmigung der Polizei-Verwaltung die Erfüllung der 
Verpflichtung auf Stadtbewohner übertragen. 

§ 4. Dieſe Verordnung tritt 8 Tage nach ihrer 
Verkündigung in Kraft. Zuwiderhandlungen gegen 
dieſelbe werden, inſofern nicht allgemeine Strafgeſetze 
zur Anwendung kommen, mit Geldſtrafe bis zu I M. 
und im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Haft 
beſtraft. 

Außerdem hat Derjenige, welcher die nach dieſer 
Polizei = Verordnung ihm auferlegten Verpflichtungen 
zu erfüllen unterläßt, die Ausführung des Verſäumten 
im Wege des polizeilichen Zwanges auf ſeine Koſten 
zu gewärtigen. 

Culmſee, den 5. November 1896. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 

Polizei⸗Verordnung, 

betreffend 
das Fahren mit Fahrrädern. 

Auf Grund der 8$ 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und des 
§ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes-Ver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung 
des Magiſtrats für den Polizei⸗Bezirk der Stadt Culmſee 
Nachſtehendes verordnet: 

§ 1. Innerhalb des Polizei- Bezirks Culmſee 
darf mit Fahrrädern nur auf dem Fahrdammezund 
nur in gemäßigtem Tempo gefahren werden. 

Bei Wegekreuzungen um die Straßenecken iſt 
langſam zu fahren. 

§ 2. Entgegenkommenden Fußgängern iſt ſtets 
rechts des Weges in langſamer Fahrt auszuweichen. 
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Vorausgehenden Fußgängern iſt durch wieder⸗15) 


bolendes Glockenſignal bei langſamer Fahrt das Her⸗ 


Bekanntmachung. N 
Durch rechtskräftig gewordenen Beſchluß des 


annahen des Fahrrades rechtzeitig vor dem Paſſiren Kreis⸗Ausſchuſſes vom 28. Oktober d. Js. iſt 


anzuzeigen. Wird das Signal von den Fußgängern 
überhört, ſo ſind dieſe vor dem Paſſiren anzurufen. 

Iſt ein für Fußgänger, Reiter oder Fuhrwerke 
gefahrloſes Paſſiren nicht geſichert, ſo haben die Fahrer 
abzuſteigen. 

8 3. Fußgängern, Fuhrwerken, Reitern und ge⸗ 
führten Pferden iſt mit Vorſicht auszuweichen. 

§ 4. Mehrere Radfahrer die gemeinſchaftlich 
deſſelben Weges fahren, haben, ſobald ſie ſich Fuß⸗ 
gängern, Fuhrwerken, Reitern oder geführten Pferden 
nähern, einzeln hintereinander zu fahren und an ein 
und derſelben Seite zu paſſiren. 

Das Wettfahren, das Umkreiſen von Fuhrwerken, 
und ähnliche Handlungen, welche geeignet ſind, den Ver⸗ 
kehr zu ſtören, oder Pferde ſcheu zu machen, ſind verboten. 

8 5. Jedes Fahrrad muß eine Lenk-, Hemm⸗ 
und Klingel vorrichtung, ſowie eine Laterne haben, 
welche während der Dunkelheit genügend erleuchtet 
fein muß. 

Die Scheiben der Laterne durfen nicht von 
farbigem Glaſe ſein. 

8 6. Jeder Radfahrer muß mit einer von uns 
nach Prüfung ſeiner Fahrgewandtheit ausgeſtellten, 
auf den Namen des Inhabers lautenden Fahrkarte 
verſehen ſein, welche er während des Fahrens mit ſich 
zu führen und auf Verlangen den Aufſichtsbeamten 
vorzuzeigen hat. Die Karte iſt zurück zu geben, wenn 
ihr Inhaber das Radfahren nicht mehr betreibt. 

Die Polizeibehörde kann die Ertheilung der Fahr⸗ 
karten für Perſonen unter 16 Jahren von einem An⸗ 
trage der Eltern, Vormünder oder ſonſtigen Perſonen, 
unter deren Aufſicht ſich der unerwachſene Radfahrer 
befindet, abhängig machen. 

§ 7. Zwei der Nummer der Erlaubnißkarte ent⸗ 
ſprechende von uns gegen Entrichtung der Anſchaffungs⸗ 
koſten gelieferte ovale, weiße Nummerſchilder mit 
ſchwarzen Zahlen, ſind während des Fahrens an dem 
Fahrrade ſichtbar zu führen und zwar eine Nummer 
vorn in der Mitte der Lenkſtange, die andere Nummer 
an der Satteltaſche. 

§ 8. Das Ueberlaſſen der Erlaubnißkarte, ſowie 
der Nummer an Unbefugte iſt verboten. 

§ 9. Auf aktive Militärperſonen in Uniform, 
welche im Dienſte oder zu dienſtlichen Zwecken rad⸗ 
fahren, finden dieſe Beſtimmungen der 88 6 und 7 
keine Anwendung. 

8 10. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden 
Beſtimmungen werden, ſofern nicht allgemeine Straf⸗ 
geſetze in Anwendung kommen, mit Geldſtrafe von 
1—9 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender 
Haft beſtraft. 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver⸗ 
kündigung in Kraft. 

Culmſee, den 5. November 1896. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
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1. der von dem Gutsbeſitzer Foediſch zu Gut Ro⸗ 


galin beſeſſene, innerhalb deſſen Gutsgrenzen be⸗ 
legene und in kommunaler Beziehung zur Ge⸗ 
meinde Rogalin gehörige Plan von 4 ha 50 ar 
50 qm Größe — eingetragen in der Grund⸗ 
ſteuermutterrolle von Gemeinde Rogalin unter 
Artikel Nr. 16, Kartenblatt Nr. 1, der Pazellen 
Nr. 391—396, Band I Blatt 29 — von dem 
Gemeindebezirk Rogalin abgetrennt und mit dem 
Gutsbezirk Rogalin vereinigt, } 

das Grundſtück des Koloniſten Michael Czepluch, 
eingetragen in der Grundſteuermutterrolle von 
Gut Rogalin Artikel Nr. 3, Kartenblatt Nr. 1, 
Parzelle Nr. 496/16 ꝛc., Band I Blatt 3 von 
0,15,90 ha Größe von dem Gutsbezirke Rogalin 
abgetrennt und mit dem Gemeindebezirk Rogalin 
vereinigt. 

Flatow, den 30. November 1896. 
Der Kreis⸗Ausſchuß. 
Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 
Joſef Caſtellini genannt Figoni, Tagelöhner, 
geboren am 10. Januar 1876 zu Mainz, Heſſen, 
italieniſcher Staatsangehöriger und ortsangehörig 
zu Carrodano, Italien, wegen Diebſtahls im Rück— 
fall und Widerſtand gegen die Staatsgewalt 
(2 Jahre 1 Monat Zuchthaus, laut Erkenntniß 
vom 29. Juni 1894), vom Großherzoglich heſſiſchen 
Kreisamt zu Offenbach, vom 2. November d. J. 


Vincenz Navratil, Arbeiter, geboren am 6. April 


1872 zu Rabenau, Bezirk Schönberg, Mähren, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen ſchweren Dieb: 
ſtahls im Rückfall (2 Jahre Zuchthaus, laut Er⸗ 
kenntniß vom 24. Oktober 1894), vom Königlich 
preußiſchen Regierungs- Präſidenten zu Oppeln, 
vom 14. Auguſt d. J. 


„Joſef Polaczek, Drahtbinder, geboren am 12. 


Dezember 1866 zu Skalanendorf, Komitat Tren⸗ 
czin, Ungarn, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
ſchweren Diebſtahls (1 Jahr 6 Monate Zuchthaus, 
laut Erkenntniß vom 18. April 1895), vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Oppeln, vom 11. Auguſt d. J. 


Joſef Kohn, Commis, geboren am 21. No⸗ 


vember 1873 zu Teſchen, Oeſterreichiſch⸗Schleſien, 
(nach anderer Angabe am 20. November 1874 
zu Troppau, daſelbſt,) öſterreichiſcher Staats: 
angehöriger, wegen Kuppelei (3 Monate Ge⸗ 
fängniß, laut Erkenntniß vom 8. Juli 1896), 
von der Polizei⸗Behörde zu Hamburg, vom 17. 
Oktober d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


. Joſef Buſek, Glasſchleifer, geboren am 20. De: 


zember 1878 zu Hruba⸗ Skala, Bezirk Jung⸗ 


Bunzlau, Böhnten, ortsangehörig ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen 
Regierungs⸗Präſidenten zu Breslau, vom 2. No⸗ 
vember d. J. 

Adolf Feix, Glasſchleifer, geboren am 19. De⸗ 
zember 1871 zu Deſſendorf, Bezirk Gablonz, 
Böhmen, wegen Bettelns, vom Königlich preußi⸗ 
ſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Stade, vom 31. 
Oktober d. J. 

. Karl Fettinger, Kellner, geboren am 5. No: 
vember 1876 zu Hermannſtadt, Siebenbürgen, 
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wegen Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen 
Regierungs⸗Präſidenten zu Frankfurt a. O., vom 

7. September d. J. 

. Anton Frank, Porzellandreher, geboren am 14. 
Auguſt 1870 zu Elbogen, Böhmen, wegen Bettelns 
und groben Unfugs, vom Herzoglich ſächſiſchen 
Miniſterium zu Altenburg, vom 3. November d. J. 
Perſonal⸗Chronik. 
Die Wahl des Kaufmanns Max Scharwenka 
zum unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt Culmſee 
iſt beſtätigt worden. 

Angeſtellt iſt: der Poſtpraktikant Mangels aus 
Berlin als Poſtſekretär in Thorn. 

Ernannt iſt: der Poſtaſſiſtent Haberlau in 
Thorn zum Ober⸗-Poſtaſſiſtenten. 

Verſetzt ſind: der Telegraphenſekretär Keerl in 
Thorn unter Uebertragung einer Ober-Telegraphen⸗ 
ſekretärſtelle nach Zittau, der Poſtverwalter Tantow 
von Schwarzwaſſer (Wpr.) nach Oſche. 

Im Kreiſe Tuchel iſt der Königliche Oberförſter 
von Gromadzinski zu Königsbruch zum Amts⸗ 
vorſteher für den Amtsbezirk Königsbruch ernannt und 
demſelben gleichzeitig die zeitweilige Wahrnehmung der 
Verwaltung des Amtsbezirks Gr. Schliewitz übertragen 
worden. 

Im Kreiſe Tuchel iſt der Königliche Oberförſter 
Born zu Woziwoda zum Amtsvorſteher für den Antts⸗ 
bezirk Woziwoda ernannt. 

Im Kreiſe Schlochau iſt der Königliche Oberförſter 
Peckmann zu Zanderbrück zum Amtsvorſteher für den 
Amtsbezirk Zanderbrück ernannt. 

Im Kreiſe Schlochau iſt der Königliche Oberförſter 
Schultze zu Landeck zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
bezirk Landeck ernannt. 

Dem Forſtaufſeher von Unruh bisher in der 
Oberförſterei Grünfelde, iſt unter Ernennung zum 
Förſter die durch das Ableben des Förſters Theuer⸗ 
kauff erledigte Stelle zu Wildungen in der Oberförſterei 
Zanderbrück vom 1. Januar 1897 ab definitiv über⸗ 
tragen. 

; Die Ortsaufſicht über die neu gegründete Schule 
zu Lulkau, Kreis Thorn, iſt dem Pfarrer Hiltmann 
in Lulkau übertragen. 

Die Ortsaufſicht über die neu gegründete Schule 
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zu Friedeck, Kr. Strasburg, iſt dem Kreisſchulinſpektor 
Eichhorn in Strasburg bis auf Weiteres übertragen. 

Dem Privatlehrer Spier zu Lißewo iſt die Er- 
laubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrer 
und Erzieher thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Elenore Müller zu Althauſen 
Kreis Culm iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Mieczyslawa Kadzidlowska zu 
Bialowiers, Kreis Tuchel, iſt die Erlaubniß ertheilt, 
im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin 
thätig zu ſein. 

Dem Fräulein v. Swieykowski zu Lautenburg 
Kreis Strasburg Wpr. iſt die Erlaubniß ertheilt, im 
dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin 
thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Roſalie Tychewicz in Gneſen 
iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als 
Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Adelheid Jankowsky zu Peters⸗ 
walde Kreis Stuhm iſt die Erlaubniß ertheilt, im 
dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin 
thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Bertha Meyer zu Schönberg iſt 
die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Haus⸗ 
lehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Margarethe Weſtphal in Tuchel 
iſt die Erlaubniß ertheilt, die bisher von Fräulein 
Malon geleitete private höhere Mädchenſchule in Tuchel 
weiter zu leiten und in derſelben zu unterrichten. 

Dem Fräulein Helene Szukalski in Groß 
Waplitz Kreis Stuhm iſt die Erlaubniß ertheilt, im 
dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin 
thätig zu ſein. 


18) Erledigte Schulſtellen. 


Die neu gegründete Schullehrerſtelle zu Friedeck, 
Kreis Strasburg, ſoll beſetzt werden. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Eichhorn zu Strasburg zu melden. 

Die 1. Lehrerſtelle an der Schule zu Halbdorf, 
Kreis Marienwerder, wird zum 1. Januar k. Is. 
erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn von Homeyer zu Mewe zu melden. 

Die neu gegründete Schullehrerſtelle zu Slo 
Kreis Strasburg, ſoll beſetzt werden. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Eichhorn zu Strasburg zu melden. 


ßewo, 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 50.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerer. 
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zum Amtsblatt. 
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Revidirtes Statut 


für die 
Fparkaſſe des Kreiſes Roſenberg in Wefipt. 


§ 1. Die von der Vertretung des Kreiſes Roſen⸗ 
berg in Weſtpr. im Jahre 1847 errichtete Kreis⸗Spar⸗ 
kaſſe führt den Namen: 

„Sparſiaſſe des Kreiſes Koſenberg in Wehpr.“ 
und ſoll zur ſichern, verzinslichen Anlegung von Er⸗ 
ſparniſſen und zur Erlangung von Darlehnen Gelegenheit 
bieten. 

§ 2. Die Kreis⸗Sparkaſſe hat ihren Sitz in der 
Kreisſtadt Roſenberg in Weſtpr.; außerdem befinden ſich 
in den vier Nachbarſtädten des Kreiſes: Biſchofswerder, 
Dt. Eylau, Freyſtadt und Rieſenburg Recepturen derſelben. 

§ 3. Die Sparkaſſe beſteht als ein ſelbſtſtändiges 
Inſtitut unter Garantie des Kreiſes Roſenberg. Ihre 
Beſtände dürfen nicht mit anderen Fonds vereinigt 
werden. Alle Verbindlichkeiten der Sparkaſſe bilden eine 
Kreislaſt und werden, wie dieſe, getragen, wenn das 
eigene Vermögen der Sparkaſſe nicht ausreichen ſollte. 

Einzahlung der Einlagen. 

§ 4. Die Kreis ⸗Sparkaſſe nimmt von allen 

Einwohnern des Kreiſes Roſenberg Einlagen von 1 Mark 
bis 1500 Mark an. 

Die Annahme höherer Einlagen, gleichviel ob dieſe 
auf einmal angeboten werden, oder ob der Betrag von 
1500 Mark durch Nachzahlung überſchritten werden ſoll, 
ſowie die Annahme von Einlagen ſolcher Perſonen, welche 
nicht im Kreiſe Roſenberg wohnen, hängt von dem Er⸗ 
meſſen des Curatoriums ab. 

Das Curatorium beſtimmt und macht durch das 
„Kreisblatt“ des Kreiſes Roſenberg ſowie durch Aushang 
im Kaſſen⸗Lokale bekannt, an welchen Wochentagen und 
während welcher Stunden die Sparkaſſe und die Recep⸗ 
turen für das betheiligte Publikum behuſs Einzahlung 
von Einlagen oder Empfangnahme von Zahlungen 


geöffnet ſind. 
Das Sparkaſſen buch. 

§ 5. Wer Geld in die Sparkaſſe einlegt, erhält 
ein auf ſeinen Namen lautendes Sparkaſſenbuch; dieſes 
Buch wird auf dem Titelblatte von dem Landrathe oder 
deſſen Stellvertreter und von zwei Mitgliedern des Cu⸗ 
ratoriums, ſowie von dem Rendanten und dem Kon⸗ 
troleur vollzogen und mit dem Siegel des Landraths 
verſehen. In daſſelbe trägt der Rendant unter Bei⸗ 
ſetzung des Datums und ſeiner Unterſchrift, ſowie unter 


Mitbeſcheinigung des Kontroleurs für die Einzahlung, 
jede Ein⸗ und Rückzahlung, ſowie den Betrag der zu⸗ 
geſchriebenen Zinſen ein. 

Auch iſt der Inhaber eines Sparkaſſenbuches ver⸗ 
pflichtet, daſſelbe, zwecks Vergleichung mit den Rechnungs⸗ 
büchern der Kaſſe, dem Curatorium der letztern auf 
ſein Verlangen für die Dauer von drei Tagen einzu⸗ 
reichen. 

Jeder Einleger erhält nur ein Sparkaſſenbuch und 
hat daſſelbe bei allen weiteren Einzahlungen, ſowie bei 
Auszahlungen vorzulegen. 

Die Sparkaſſenbücher werden unter fortlaufenden 
Nummern ausgeſtellt. Denſelben wird das gegenwärtige 
Statut und eine Zinstabelle vorgedruckt, aus welcher 
zu erſehen iſt, welchen Ertrag jede Einlage von 1 bis 
300 Mark in jedem der nächfolgenden 10 Jahre unter 
Hinzurechnung der Zinſen und Zinſeszinſen nach dem 
gemäß § 6 feſtgeſtellten Zinsſatze gewährt. 


Die Verzinſung. 

8 6. Markbrüche werden nicht verzinſt. Für 
jede volle Mark werden dem Einleger 3, ½ jährliche 
Zinſen gewährt. Der Kreistag iſt ermächtigt, mit Ge⸗ 
nehmigung des Regierungs⸗Präſidenten, je nach Lage 
des Geldmarktes dieſen Zinsfuß bis auf 3 /½ herab: 
zuſetzen oder bis auf 5 / zu erhöhen. Eine Ber: 
änderung des einmal eingeführten Zinsſatzes darf ſich 
niemals auf die Vergangenheit erſtrecken. 

Einlagen über 5000 Mark werden mit / % 
niedriger verzinſt, als die ſonſtigen Einlagen. 

Jede Veränderung des Zinsfußes iſt durch zwei⸗ 
malige Inſertion in dem „Kreisblatt“, unter Angabe 
des Zeitpunktes, mit welchem die Veränderung eintreten 
ſoll, bekannt zu machen. Dieſer Zeitpunkt iſt ſo zu be⸗ 
ſtimmen, daß von dem Tage der Ausgabe des Kreis⸗ 
blatts, in welchem die Bekanntmachung zum zweiten 
Male abgedruckt wird, vier volle Wochen freibleiben. 

Die Verzinſung beginnt mit dem erſten Tage des 
auf den Monat der Einzahlung folgenden Monats. 

Bei Rückzahlung der geſammten Einlage oder 
eines Theiles derſelben werden die Zinſen der zurück⸗ 
genommenen Summe nur bis zum Schluſſe des Monats 
berechnet, welcher dem Monat vorausgeht, in welchem 
die Rückzahlung erfolgt. 

Wenn aber ein Einzahler von der letzten Vor⸗ 
zeigung ſeines Sparkaſſenbuches an, binnen 30 Jahren 
ſich nicht bei der Kaſſe meldet, ſo hört alle weitere Ver⸗ 
zinſung für ihn auf. 

§ 7. Die Auszahlung der Zinſen erfolgt in der 
Zeit vom 1. bis 30. April des nächſten Etatsjahres. 
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Werden die Zinſen in dieſer Zeit nicht abgehoben, e unkundig, durch einen glaubwürdigen Zeugen 


werden dieſelben dem Kapital zugeſchrieben und wie dieſes 
vom 1. April ab verzinſt. 

Bei der nächſten Vorlegung des Sparkaſſenbuches 
auf der Kaſſe werden die Zinſen auch darin einge⸗ 
tragen. 

Nückzahlungen. 

§ 8. Die Rückzahlung der Einlagen auf ein 
Sparkaſſenbuch erfolgt bei Beträgen: 

a. einſchließlich 150 Mark ſogleich, bis zu weiteren 
150 Mark aber nur in Zwiſchenräumen von 
mindeſtens 8 Tagen; 
über 150 Mark bis 300 Mark einſchließlich 
nach 6wöchentlicher Kündigung; 
über 300 Mark bis 1500 Mark einſchließlich 
nach Zmonatlicher Kündigung; 
von über 1500 Mark nach 6monatlicher Kün⸗ 
digung. 

Die Kündigung wird in dem zu dieſem Behufe 
vorgelegten Sparkaſſenbuche vermerkt. 

Sofern die Baarbeſtände es geſtatten, iſt die Spar⸗ 
kaſſenverwaltung berechtigt, auch vor Ablauf der Kün⸗ 
digungsfriſt Zahlung zu leiſten. 

Nimmt der Einleger die Zahlung nicht an, jo 
hört mit dem Zeitpunkte des Angebots der Zahlung 
die Verzinſung des aufgekündigten Betrages auf. Die 
Kündigungsfriſten können durch Beſchluß des Kreistages 
abgeändert werden. 

Die etwaige Abänderung derſelben iſt auf die im 
8 6 bezeichnete Weiſe bekannt zu machen. Die Rück⸗ 
zahlung erfolgt in baarem Gelde. 

Der Kaſſe bleibt es vorbehalten, die bei ihr be⸗ 
ſtehenden Einlagen, ſoweit deren Eigenthümer und deren 
Aufenthaltsort bekannt iſt, durch eingeſchriebene Zuſchrift, 
ſonſt aber durch zweimaligen, in einem Abſtande von 
14 Tagen zu bewirkenden Aufruf durch das „Amtsblatt“ 
und Roſenberger „Kreisblatt“ auf Koſten der Kaſſe zu 
kündigen, und zwar die Kapitalien bis 300 Mark ein⸗ 
ſchließlich mit wöchentlicher, die Kapitalien über 300 
Mark mit 3monatlicher Friſt. Die Friſt wird berechnet 
vom Tage der Ausgabe des Blattes, in welchem die 
Aufkündigung zum zweiten Male abgedruckt iſt. Werden 
beide Blätter nicht gleichzeitig ausgegeben, ſo iſt der 
Tag der Ausgabe des ſpäter erſcheinenden maßgebend. 

Meldet ſich Niemand in der anberaumten Zeit, 
ſo hört mit Ablauf derſelben jede Verzinſung für Rechnung 
des Eigenthümers auf, und die Sparkaſſen⸗Verwaltung 
iſt berechtigt, das Guthaben des betreffenden Eigen⸗ 
thümers zu hinterlegen. 

8 9. Am Tage der Empfangnahme der gekün⸗ 
digten Gelder ſind die Bücher einzuziehen. Der Ren⸗ 
dant oder Receptor vermerkt darin die geſchehene Zahlung 
und giebt bei Theilzahlungen die Bücher zurück, wogegen 
ſolche bei Abhebung des ganzen Guthabens bei der Kaſſe 
verbleiben. 

Ueber die erhaltenen Gelder haben die Empfänger 
eine beſondere Quittung auszuſtellen und wenn ſie des 


b. 
0. 


d. 


beſcheinigen zu laſſen. 

§ 10. Die Sparkaſſe iſt berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, die Legitimation des Inhabers eines Spar⸗ 
kaſſenbuches zu prüfen, und daher befugt, jedem In⸗ 
haber eines ſolchen den darin eingetragenen Betrag 
auszuzahlen, und leiſtet nach Einlöſung dieſes Buches 
dem Einzahler oder deſſen Erben keine weitere Gewähr, 
dafern nicht vor der Auszahlung ein Einſpruch dagegen 
erhoben und in die Bücher der Kaſſe eingetragen iſt. 


Verfahren bei Berfufl des Sparkaſſenbuches. 
§ 11. Damit der Inhaber eines Sparkaſſenbuches 
ſich beim Verluſte deſſelben möglichſt ſicher ſtellen kann, 
wird im Anſchluſſe an die Beſtimmung des Reglements, 
die Einrichtung des Sparkaſſenweſens betreffend, vom 
12. Dezember 1838 Folgendes beſtimmt: 

a. Derjenige, welchem durch Zufall ein Spar⸗ 
kaſſenbuch gänzlich vernichtet oder verloren ge⸗ 
gangen iſt, muß, wenn er an deſſen Stelle 
ein anderes wieder zu erhalten wünſcht, den 
Verluſt ſofort nach deſſen Entdeckung der 
Kaſſenbehörde anzeigen, welche denſelben, ohne 
ſich um die Legitimation des Inhabers zu be⸗ 
kümmern, in ihren Büchern vermerkt; 

.Vermag derſelbe die gänzliche Vernichtung des 
Buches auf eine nach dem Ermeſſen der Kaſſen⸗ 
behörde überzeugende Art darzuthun, ſo wird 
ihm von derſelben ohne weiteres ein neues 
Buch auf Grund der Kaſſenbücher ausgefertigt. 

In allen übrigen Fällen muß das verloren ge⸗ 

gangene Buch nach Vorſchrift der Beſtimmungen Nr. 

15e. —h. des Reglements vom 12. Dezember 1838 

(G.⸗S. pro 1839 S. 5), § 839 ff. der Reichs⸗Civil⸗ 

prozeßordnung, § 20 des Ausführungsgeſetzes zur Civil⸗ 

prozeßorduung vom 24. März 1879 (G.⸗S. S. 281), 

gerichtlich aufgeboten und amortiſirt werden. 


Von der zinsbaren Anlage der baaren Kaſſen⸗ 
beflände. 
8 12. Die Gelder der Kreis: Sparfafje werden 
durch das Curatorium ausgeliehen: 
a. Gegen ſichere Hypothek auf thunlichſt im Kreiſe 
Roſenberg belegene Grundſtücke. 

Die Sicherheit wird angenommen bei länd⸗ 
lichen Grundſtücken innerhalb der erſten Hälfte, 
ausnahmsweiſe innerhalb der erſten zwei Drittel, 
und bei Gebäuden innerhalb der erſten Hälfte 
desjenigen Werthes, der durch gerichtliche oder 
landſchaftliche Taxe oder durch die Abſchätzung 
von zwei durch das Sparkaſſen⸗Curatorium zu 
ernennende Taxatoren feſtgeſtellt wird, oder ohne 
Taxe bei den ländlichen Grundſtücken innerhalb 
des 22 / fachen Grundſteuer⸗Reinertrages, bei 
Gebäuden aber innerhalb des 12 ½ fachen Ge⸗ 
bäudeſteuer⸗Nutzungswerthes bezw. innerhalb der 
erſten Hälfte der Summe, mit welcher die Gebäude 
bei einer öffentlichen Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
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gegen Feuerſchaden verſichert ſind. Im letzteren 
Falle muß die Feuerverſicherungs⸗Police, eventl. 
durch einen Garantieſchein, verpfändet werden. 
Die Hypotheken⸗Darlehne können mit auch ohne 
Amortiſations verpflichtung begeben werden. 


„Auf Wechſel oder Schuldſcheine ohne hypothekariſche 


Sicherheit, wenn drei, ausnahmsweiſe zwei Per⸗ 
ſonen, deren pekuniäre Verhältniſſe dem Curatorium 
aus eigener Wiſſenſchaft als unbedingt ſicher be⸗ 
kannt ſind, für Kapital, Zinſen und Koſten als 
Selbſtſchuldner eintreten. 

Dem Curatorium bleibt es unbenommen, 
gegebenenfalls ſtatt der dritten Unterſchrift zur 
Verſtärkung der Sicherheit die Hinterlegung von 
Lebensverſicherungs⸗Policen oder ſonſtigen unter c. 
nicht aufgeführten Werthe zu erfordern. Zu Dar⸗ 
lehen dieſer Art darf übrigens nie mehr als ein 
Viertel des Geſammtbeſtandes der Kreis⸗Spar⸗ 
kaſſe excl. Reſervefonds verwendet werden. Ueber 
den Zinsfuß und die Höhe der einzelnen Dar⸗ 
lehne, ſowie über die Annahme der vorgeſchlagenen 
Bürgen entſcheidet das Curatorium. 

Darlehne dieſer Art dürfen höchſtens gegen 
vierteljährliche Kündigung oder auf beſtimmte, 
die Dauer von 5 Jahren, und, falls jährliche 
Abzahlung bedungen iſt, die Dauer von 10 Jahren 
nicht überſteigende Zeit gewährt werden. 


Durch Ankauf von Inhaberpapieren, welche von 


dem deutſchen Reiche oder dem preußiſchen Staate 
emittirt oder garantirt, oder welche unter Autorität 
des preußiſchen Staates von Korporationen oder 
Communen ausgeſtellt und mit einem ein für 
alle Male beſtimmten Satze verzinslich ſind. 


. Gegen Handſcheine und Verpfändung von: 
1 


Hypotheken und Grundſchuldforderungen mit 
der unter a. verlangten Sicherheit; die ver: 
pfändeten Hypotheken und Grundſchuldforderun⸗ 
gen müſſen, wenn nicht gleichzeitig ein Wechſel 
ausgeſtellt wird, der Kaſſe cedirt und die 
Ceſſion im Grundbuche vermerkt werden; 

Inhaber⸗Papieren der unter c. gedachten Art 
bis zu ½ des Kurswerthes, jedoch niemals 
höher als bis zu J des Nominalwerthes. Bei 
einem Herabgehen des Kurſes muß das Unter⸗ 
pfand entſprechend ergänzt werden. Iſt dieſes 
nicht zu erreichen, dann hat die Sparkaſſen⸗ 
Verwaltung das Recht, die Papiere zu ver⸗ 
ſilbern und ſich mit dem Erlös zu decken; 

. Sparkaſſenbüchern der Roſenberger Kreis⸗Spar⸗ 
kaſſe; 

. Depoticheinen der Reichsbank oder der land: 
ſchaftlichen Darlehnskaſſen, welche über Papiere 
der unter c. gedachten Art lauten. Auch hier 
dürfen /, des Nominalwerthes nicht über⸗ 
ſchritten werden. 


. An den Kreis Roſenberg oder an Gemeinden des 


Kreiſes gegen ordnungsmäßige Schuldverſchreibungen. 
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Darlehne dieſer Art dürfen nur unter Ver⸗ 
einbarung einer beſtimmten Amortiſationsfriſt ge⸗ 
währt werden. Auch darf in denſelben niemals 
mehr als / der Sparkaſſenbeſtände angelegt 
werden. 

f. Auch können die disponiblen Gelder bei der deut⸗ 
ſchen Reichsbank, der preußiſchen Central⸗Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe oder bei den landſchaftlichen Darlehns⸗ 
kaſſen angelegt werden. 

Zur Belegung der ad e. gedachten Art über 10 %, 
des Geſammt⸗Beſtandes hinaus iſt die Genehmigung 
des Kreis⸗Ausſchuſſes erforderlich. 

Die Bedingungen der Ausleihung werden durch 
das Curatorium mit den Schuldnern vereinbart. Doch 
ſoll den letzteren geſtattet werden, die empfangenen Dar⸗ 
lehne in 7, jährlichen Abſchlagszahlungen von wenigſtens 
dem zehnten Theile der urſprünglichen Schuld zurück⸗ 
zuzahlen. 

Die Außerkursſetzung der bei der Sparkaſſe ein⸗ 
gehenden Inhaber- Papiere iſt durch das Landrathsamt 
oder durch eine andere öffentliche Behörde zu bewirken. 

Die Mitglieder des Curatoriums dürfen keine 
Darlehne — und zwar weder gegen Wechſel, noch 
gegen hypothekariſche Sicherheit — bei der Kreis⸗Spar⸗ 
kaſſe aufnehmen und ſich nicht für ſolche Darlehne ver⸗ 
bürgen. 

Unter beſonderen Verhältniſſen iſt die Aufnahme 
eines Darlehns gegen hypothekariſche Sicherheit durch 
Mitglieder des Curatoriums mit Genehmigung des Regie⸗ 
rungs⸗Präſidenten zuläſſig. 

Neſervefonds. 

$ 13. Die aus den untergebrachten Kapitalien 
gewonnenen Zinſen dienen zunächſt: 
| a. zur Verzinſung der Einlagen nach § 6 des 

Statuts; 

b. zur Deckung der Verwaltungskoſten. 

Der dann noch bleibende Ueberſchuß bildet einen 
Reſervefonds, um etwaige Verluſte zu decken und die 
Verpflichtung gegen die Einleger zu erfüllen, ohne daß 
es nöthig iſt, die Vertretung des Kreiſes in Anſpruch 
zu nehmen. Dieſer Reſervefonds wird gleichfalls, und 
zwar in leicht zu realiſirenden Inhaber-Papieren, ver⸗ 
zinslich angelegt. 

In die Berechnung der Höhe des Reſervefonds, 
ſowie in die Vermögensbilanzen ſind die kurshabenden 
Werthpapiere zum Tageskurſe am Schluſſe des Rech⸗ 
nungsjahres, ſofern dieſer aber den Ankaufspreis über⸗ 
ſteigt, nur zu letzterem einzuſtellen. 

Sobald der Reſervefonds den Betrag von 5 7, 
der Paſſiva, alſo der Einlagen und Zinſen, erreicht hat, 
kann die eine Hälfte der ferneren Jahresüberſchüſſe zu 
gemeinnützigen Zwecken im Intereſſe des Kreiſes nach 
Maßgabe der hierüber vom Kreistage zu faſſenden 
Beſchlüſſe mit Genehmigung des Regierungs⸗Präſidenten 
verwendet werden, während die andere Hälfte dem Reſerve⸗ 
fonds ſo lange zuzuſchlagen iſt, bis deſſen Höhe ſich auf 
10 % der Paſſiva beläuft. 
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Hat der Reſervefonds dieſe letzte Höhe von 10 7, 
der Paſſiva erreicht, fo kann der ganze fernere Nein: 
gewinn auf Beſchluß des Kreistages mit Genehmigung 
des Regierungs⸗Präſidenten zu gemeinnützigen Zwecken 
im Intereſſe des Kreiſes verwendet werden. 


Verwaltungs-Vehörde. 


§ 14. Die Verwaltung der Kreis⸗Sparkaſſe und 
die Beaufſichtigung der Beamten derſelben wird von 
einem beſonderen, aus drei Mitgliedern beſtehenden 
Curatorium mit der Maßgabe bewirkt, daß der Land⸗ 
rath diejenigen Befugniſſe dabei ausübt, zu welchen er 
nach den betreffenden Beſtimmungen und insbeſondere 
nach § 167 der Kreis⸗Ordnung berufen iſt. 

Dieſes Curatorium wird von dem Kreistage aus 
unbeſcholtenen Einſaſſen des Kreiſes, die nicht zum Kreis⸗ 
Ausſchuſſe gehören, und zwar aus jedem der drei Wahl⸗ 
törper, welche die Kreistags⸗Mitglieder zu wählen be⸗ 
rechtigt ſind, ein Mitglied auf 6 Jahre gewählt, auch 
gleichzeitig eines davon zum Vorſitzenden des Curato⸗ 
riums vom Kreistage ernannt. 

Ebenſo wählt der Kreistag drei Stellvertreter für 
dasſelbe. 

Die Namen der Gewählten werden durch das 
„Kreisblatt“ bekannt gemacht. 

Die Mitglieder des Curatoriums reſp. deren Stell: 
vertreter ſind bei perſönlicher Verantwortung verpflichtet, 
die Angelegenheiten der Sparkaſſe gewiſſenhaft und zweck⸗ 
mäßig nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den 
auf dieſe Angelegenheit bezüglichen Beſchlüſſen des Kreis⸗ 
tages zu verwalten. 

Die Verantwortlichkeit wird ausgeſchloſſen durch 
den Nachweis unverſchuldeten Irrhums. Hierüber ent⸗ 
ſcheidet der Kreistag mit Vorbehalt des Rechtsweges. 

Das Curatorium vertritt die Kaſſe nach Außen, 
auch da, wo die Geſetze eine Spezial⸗Vollmacht verlangen, 
kann ſich auch bei gerichtlichen und außergerichtlichen Ge⸗ 
ſchäften für einzelne Fälle andere Perſonen ſubſtituiren, 
oder auch gewiſſe, häufig wiederkehrende Rechtshand⸗ 
lungen ein fur alle Mal dem Vorſitzenden oder einem 
Beiſitzer allein übertragen, muß dieſes aber bei Publi⸗ 
kation des Ergebniſſes der Verwaltung zur öffentlichen 
Kenntniß bringen. 

Während der Wahlperiode ſteht es den einzelnen 
Mitgliedern des Curatoriums frei, ihre Stelle nach 
halbjähriger Kündigung aufzugeben. 

Das Curatorium hält monatlich mindeſtens eine 
Sitzung, zu welcher der Vorſitzende die Mitglieder be⸗ 
ſonders einladet; auf die Anzeige eines oder des auderen 
Mitgliedes, daß es an der Sitzung Theil zu nehmen 
behindert iſt, beruft der Vorſitzende deſſen Stellver⸗ 
treter ein. 4 

Beſchlußfähig iſt das Curatorium, wenn zwei 
Mitglieder anweſend und über den Gegenſtand der 
Berathung einig ſind; ſind dieſelben uneinig, dann iſt 
das Votum des dritten Mitgliedes einzuholen. 
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In jeder regelmäßigen Verſammlung, in welcher 
auch der Rendant anweſend ſein muß, wird das Journal 
deſſelben mit der Kontrole, den Belägen und mit den 
Kaſſenbüchern verglichen, der Kaſſenbeſtand feſtgeſtellt 
und revidirt und der Abſchluß vollzogen. 

Die Geſchäftsführung des Curatoriums wird von 
dem Kreis⸗Ausſchuß kontrolirt. Derſelbe hat die Jahres⸗ 
rechnung zu revidiren, jährlich mindeſtens einmal eine 
außerordentliche Reviſion der Sparkaſſe abzuhalten und 
die Schulddokumente einmal hinſichtlich ihrer Sicherheit 
zu prüfen. 


Der Vorſitzende des Curatoriums. 


§ 15. Der Vorſitzende des Curatoriums hat den 
Geſchäftsgang zu leiten, den Vorſitz in allen Ver⸗ 
ſammlungen des Curatoriums zu führen uud die Be⸗ 
ſchlüſſe des Curatoriums auszuführen. 

Derſelbe iſt verpflichtet, die Mitglieder des Cura⸗ 
toriums zu einer außerordentlichen Sitzung zu berufen, 
ſobald eines derſelben darauf anträgt, und zwar binnen 
längſtens 14 Tagen nach Eingang des Antrages. 

§ 16. Alle Urkunden, welche von dem Curatorium 
ausgeſtellt werden, müſſen, wenn ſie die Kreis⸗Sparkaſſe 
verpflichten ſollen, von dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter und von beiden Beiſitzern, oder deren 
Vertretern, vollzogen und mit dem Siegel des Cura⸗ 
toriums verſehen ſein. 

Nendantur und Neceptur. 

§ 17. Zur Führung der Kaſſengeſchäfte werden 
ein Hauptrendant, welcher in Roſenberg ſeinen Wohn⸗ 
ſitz haben muß, ſowie vier Receptoren in Biſchofswerder, 
Dt. Eylau, Freyſtadt und Rieſenburg und fünf Kon⸗ 
troleure auf Vorſchlag des Curatoriums und nach An⸗ 
hörung des Kreistages vom Kreis-⸗Ausſchuſſe angeſtellt, 
welche die Kaſſengeſchäfte nach Maßgabe des Statuts, 
der von dem Kreis⸗Ausſchuſſe zu ertheilenden Inſtruktion 
und unter Befolgung der Anordnungen des Curatoriums 
zu beſorgen haben. 

Die Beſoldungen, die Höhe der Cautionen, welche 
Rendant, Receptoren und Kontroleure zu beſtellen 
haben, und die ſonſtigen Anſtellungs⸗Bedingungen für 
dieſelben werden auf Vorſchlag des Curatoriums und 
des Kreis⸗Ausſchuſſes vom Kreistage feſtgeſetzt. 

Nach Ablauf jeden Jahres hat der Rendant bis 
1. September des nächſten Etatsjahres eine beſondere 
Rechnung zu legen und dem Curatorium einzureichen, 
welches ſie begutachtet, und dem Kreis⸗Ausſchuſſe zur 
Reviſion in kalkulatoriſcher und materieller Beziehung 
übergiebt. Nach Erledigung der gezogenen Erinnerun⸗ 
gen gelangt dieſelbe an den Kreistag, welcher über die 
Ertheilung der Decharge zu beſchließen hat. 

Die Ergebniſſe der Rechnung werden alljährlich 
durch das „Kreisblatt“ bekannt gemacht und dieſer eine 
Nachweiſung, aus welcher die Nummern (nicht Namen) 
und der Beſtand der einzelnen Kontos am Schluſſe des 
Vorjahres zu erſehen ſind, beigefügt. 
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Der Rendant hat: 
für rechtzeitige Einzahlung der Zinſen und Amor: 

tiſationen von den ausgeliehenen Kapitalien Sorge 

zu tragen eventl. dieſelben gerichtlich einzuklagen 
und exekutiviſch beizutreiben; 

„die fälligen, nicht ausgelöſten Wechſel einzuklagen 
und die exekutiviſche Beitreibung zu bewirken. 
Er kann ſich in beiden Fällen durch einen von 
ihm zu wählenden Rechtsanwalt dabei vertreten 
laſſen. 

Unſicher ſtehende Kapitalforderungen hat das Cu⸗ 
ratorium zu kündigen und nöthigenfalls) durch einen 
Rechtsanwalt einklagen und beitreiben zu laſſen. 

Die Recepturen zu Biſchofswerder, Dt. Eylau, 
Freyſtadt und Rieſenburg haben nur Einlagen anzu⸗ 
nehmen und Rückzahlungen gegen Quittung der Em⸗ 
pfänger zu leiſten, darüber ein Journal zu führen und 
am Ende jeden Monats den Abſchluß, woraus der Name 
und Stand des Einlegers, die Nummer des Sparkaſſen⸗ 
buches und der eingelegte oder zurückgenommene Betrag 
erſichtlich iſt, damit die Hauptkaſſe dieſelben in ihre 
Kaſſenbücher übernehmen kann, mit den Quittungen der 
Empfänger, ſowie den danach verbleibenden Reſtbeſtand 
der Haupt⸗Sparkaſſe in Roſenberg einzuſenden. 

Die Recepturen können auf Veranlaſſung des 
Curatoriums durch ein Mitglied deſſelben oder den 
Hauptrendanten jederzeit revidirt werden. 

Ueber die abgeführten Beträge ertheilt die Haupt⸗ 
kaſſe den Recepturen Quittung, welche dieſelben aufzu⸗ 
bewahren haben. 

Kontroleure. 

§ 18. Die Kontroleure bei der Hauptkaſſe und 
den vier Recepturen werden vom Kreis-Ausſchuſſe unter 
denſelben Bedingungen, wie Rendant und Receptoren 
gewählt, haben die Verpflichtung, eine Kontrole über 
die bei der Hauptkaſſe und den Recepturen gemachten 
Einlagen zu führen und die in den Sparkaſſenbüchern 
von dem Rendanten reſp. den Receptoren eingetragenen 
Einzahlungen zu kontroliren und mit zu beſcheinigen. 

Bei den Recepturen iſt für jetzt dieſes Amt ein 
unbeſoldetes Ehrenamt, ſobald ſich aber die Geſchäfte 
ſo vermehren, daß dieſe Leiſtungen nicht mehr unent⸗ 
geltlich zu verlangen ſind, dann iſt der Kreistag auf 
Antrag des Curatoriums eine angemeſſene Remuneration 
feſtzuſetzen befugt. 

§ 19. Außer den Koſten für das Sparkaſſen⸗ 
buch mit 20 Pfennig haben die Einleger keinerlei Koſten, 
alſo auch für die Korreſpondenz und Geldſendungen 
zwiſchen der Hauptkaſſe und den Recepturen nicht, zu 
tragen. 

§ 20. Das vorliegende Statut kann durch Be⸗ 
ſchluß des Kreistages abgeändert werden. Die Abän⸗ 
derungen bedürfen der Genehmigung des Ober⸗Präſidenten 
und müſſen, bevor ſie verbindliche Kraft erlangen, zweimal 
in einem Abſtande von 14 Tagen durch das „Amtsblatt“ 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder und durch 
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das „Kreisblatt“ des Kreiſes Roſenberg bekannt gemacht 
werden. In dieſer Bekanntmachung iſt zugleich ausdrück⸗ 
lich hervorzuheben, daß die Aenderung mit einem be⸗ 
ſtimmt zu bezeichnenden Zeitpunkte in Kraft tritt, und 
daß dieſelbe von da ab auch für alle ſeitherigen Spar⸗ 
kaſſen⸗Intereſſenten verbindlich wird, welche nicht vorher 
ihre Einlagen gekündigt bezw. zurückgezogen haben. 

Dieſer Zeitpunkt iſt ſo zu beſtimmen, daß von 
dem Tage der Ausgabe des Blattes, in welchem die 
zweite Bekanntmachung abgedruckt iſt, mindeſtens volle 
4 Wochen frei bleiben. Gelangen beide Blätter nicht 
gleichzeitig zur Ausgabe, ſo entſcheidet der Tag der 
Ausgabe des ſpäter erſcheinenden Blattes. 


§ 21. Der Kreistag behält ſich vor, aus bewegenden 
Urſachen die Sparkaſſe ganz aufzulöſen. 

Der betreffende Beſchluß bedarf der Genehmigung 
des Ober⸗Präſidenten der Provinz. 

Wird gieſelbe ertheilt, dann wird den Einlegern 
ihr Guthaben ein halbes Jahr vorher durch „Amtsblatt“ 
und „Kreisblatt“ gekündigt. 


Nach Ablauf dieſer Kündigungsfriſt werden für 
die nicht abgehobenen Beſtände keine Zinſen weiter be⸗ 
rechnet, und es wird eine Aufforderung, die Guthaben 
in 3 Monaten abzuheben, durch die im § 20 bezeichneten 
Blätter erlaſſen. 


Für die dann noch vorhandenen Sparkaſſenbuch⸗ 
beſtände erfolgt eine dritte Aufforderung mit dreimonat⸗ 
licher Präkluſivfriſt durch die obengedachten Blätter und 
nach Ablauf dieſer Friſt werden die dann noch nicht 
abgehobenen Guthaben gerichtlich hinterlegt. 

Der Reſervefonds kann nach Deckung aller Ver⸗ 
bindlichkeiten der Sparkaſſe mit Genehmigung des Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten für die Zwecke des Kreiſes verwendet 
werden. 

§ 22. Der Staatsbehörde verbleibt das in dem 
Reglement vom 12. Dezember 1838 bezeichnete Auf⸗ 
ſichtsrecht. 

§ 23. Sollte eines der in dieſem Statut be⸗ 
nannten, zur Publikation beſtimmten Blätter eingehen, 
o hat das Curatorium in dem andern Blatte das 
Publikationsblatt zu bezeichnen, welches an Stelle des 
eingegangenen treten ſoll. 


§ 24. Dieſes revidirte Statut tritt nach Ablauf 
von 3 Monaten, berechnet von der im § 20 des Statuts 
vom t f 167, beſtätigt den 23. Juli 1878, 
vorgeſchriebenen Bekanntmachung in Kraft. Mit gleichem 
Zeitpunkte wird das vorbezeichnete, bisher geltende 
Statut aufgehoben. — 

Ausgefertigt auf Grund der Kreistagsbeſchlüſſe 
am 29. März 1895, 30. März und 26. Auguſt 1896. 


Roſenberg, den 4. September 1896. 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Roſenberg Weſtpr. 


(L. S.) von Auerswald. 


— 


— — 


Das vorſtehende revidirte Statut für die Spar⸗ auf Beſchluß des Kreistages, mit Genehmigung des 
kaſſe des Kreiſes Roſenberg Weſtpr. vom 4. September Regierungs⸗Präſidenten zu Marienwerder, vom 1. April 
1896 wird auf Grund des § 52 Abſatz 2 des Zu⸗ 1897 ab auf 3%, herabgeſetzt werden, daß mit dieſer 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 hierdurch von Maßgabe das Statut vom 1. April 1897 ab in Kraft 


mir beſtätigt. 
Danzig, den 16. Oktober 1896. 
(L. S.) Der Ober⸗Präſident. 


Staatsminiſter von Gossler. 


Vorſtehendes Statut für die Sparkaſſe des Kreiſes 
Roſenberg Weſtpr. bringen wir mit dem Bemerken zur 


tritt, und daß dasſelbe von dieſem Zeitpunkte ab auch 
für alle ſeitherigen Sparkaſſen⸗Intereſſenten verbindlich 
wird, welche nicht vorher ihre Einlagen gekündigt oder 
zurückgezogen haben. 

Roſenberg, den 9. November 1896. 


Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Roſenberg Weſtpr. 


von Auerswald. 


öffentlichen Kenntniß, daß die Zinſen für Spareinlagen 


Druck von J. Broſe, Roſenberg. 


